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Ausschuss für Soziales, Jugend und Gleichstellung
An die 
Mitglieder
des Ausschusses für Soziales, Jugend und 
Gleichstellung

Geschäftsführung:

Telefon:
E-Mail:

Herr Peter Schmidt

06421 201-1505

peter.schmidt@marburg-stadt.de

Marburg, 07.05.2018

Sitzung des Ausschusses für Soziales, Jugend und Gleichstellung (öffentlich)

Sehr geehrte Damen und Herren,

zu einer Sitzung des Ausschusses für Soziales, Jugend und Gleichstellung (öffentlich) 
der Stadtverordnetenversammlung am

Mittwoch, den 16.05.2018, 17:00 Uhr,
Sitzungssaal Hohe Kante, Barfüßerstraße 50, Eingang Hofstatt, 35037 Marburg

lade ich Sie hiermit fristgerecht ein.

Folgende Tagesordnung ist vorgesehen:

1 Eröffnung der Sitzung

2 Genehmigung der Niederschrift der Sitzung vom 18.04.2018

3 Marburger Ortsrecht - II. Nachtrag zur Kinderbetreuungssatzung und I. Nachtrag zur 
Kindertagespflegesatzung
Vorlage: VO/6223/2018

4 Anträge der Fraktionen

4.1 Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die GRÜNEN betr.: Hessisches Ausführungsgesetz 
zum Bundesteilhabegesetz
Vorlage: VO/6219/2018

4.2 Antrag der Fraktion Marburger Linke betr. Integration Geflüchteter in kommunale 
Verwaltungen
Vorlage: VO/6242/2018
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5 Verschiedenes

Mit freundlichen Grüßen

gez. 
Roland Böhm
Vorsitzender
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Niederschrift 
 

Sitzung des Ausschusses für Soziales, Jugend und Gleichstellung 
(öffentlich) 

der Stadtverordnetenversammlung der Universitätsstadt Marburg 
 
 

 Sitzungstermin: Mittwoch, 18.04.2018 

 Sitzungsbeginn: 17:00 Uhr 

 Sitzungsende: 18:45 Uhr 

 Ort, Raum: 
Sitzungssaal Hohe Kante, Barfüßerstraße 50, Eingang Hofstatt, 35037 
Marburg 

 
 

 Anwesende Mitglieder  

 Vorsitz  

 Herr Dr. Hermann Uchtmann - FDP/MBL  

 reguläre Mitglieder  

 Frau Bettina Böttcher - SPD  

 Frau Alexandra Klusmann - SPD  

 Herr Steffen Rink - SPD Vertretung für: Frau Erika Lotz-Halilovic 

 Herr Ulrich Severin - SPD  

 Herr Winfried Kissel - CDU  

 Herr Stephan Muth - CDU  

 Frau Runhild Piper - CDU  

 Frau Dr. Christa Perabo - B90/Die Grünen  

 Frau Madelaine Stahl - B90/Die Grünen bis 18:15 

 Frau Renate Bastian - Marburger Linke Vertretung für: Frau Elisabeth Kula 

 Herr Jonathan Schwarz – Marburger Linke  Vertretung für: Herrn Roland Böhm  

 Magistrat   

 Oberbürgermeister Herr Dr. Thomas Spies - SPD  

 Stadträtin Frau Kirsten Dinnebier - SPD  

 Entschuldigte Mitglieder  

 Vorsitz  

 Herr Roland Böhm - Marburger Linke - entschuldigt - 

 reguläre Mitglieder  

 Frau Erika Lotz-Halilovic - SPD - entschuldigt - 

 Frau Elisabeth Kula - Marburger Linke - entschuldigt - 

 Frau Gabriele Mensing - BfM - entschuldigt - 
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 beratende Mitglieder  

 Herr Dr. Michael Weber - Piratenpartei - entschuldigt - 

Verwaltung 

Frau Dr. Engel, Frau Lambrecht, Frau Meier, Frau Mösbauer, Herr Höhn (Persönlicher Refe-
rent des Oberbürgermeisters), Herr Schmidt (Protokoll)  

Behindertenbeirat 

Frau Mayer  

Seniorenbeirat 

Frau Becker  

Gäste 

Frau Schwalm (OP), Herr Kling-Böhm  

 
Protokoll: 
 

zu 1 Eröffnung der Sitzung 

 

Der stellvertretende Vorsitzende, Herr Dr. Uchtmann, eröffnet die Sitzung, begrüßt die Anwe-
senden und stellt die ordnungsgemäße Ladung sowie die Beschlussfähigkeit des Ausschus-
ses fest.  
 
Zwei Mitglieder des Ausschusses weisen darauf hin, dass, obwohl der Briefumschlag für die 
Ladung und Übersendung von Sitzungsunterlagen in Papierform ein fristgemäßes Datum des 
Poststempels trägt, die Beförderung der Unterlagen durch die Post drei bzw. vier Werktage in 
Anspruch genommen hat.  
 
Gegen die vorgeschlagene Tagesordnung werden keine Einwände erhoben.   
 

zu 2 Genehmigung der Niederschrift der Sitzung vom 14.02.2018 

 

Das Protokoll der vorhergehenden Sitzung wird in der vorliegenden Form genehmigt.  
 
In Bezug auf TOP 3 der vorhergehenden Sitzung weist Frau Dr. Perabo darauf hin, dass am 
16.04.2018 auf Einladung der Fraktion B 90/Die Grünen in Marburg eine Diskussion mit gela-
denen Gästen aus Politik und Dienstleistern sowie dem 1. Beigeordneten des Landeswohl-
fahrtsverbands (LWV) Hessen, Herrn Dr. Andreas Jürgens, zum Thema "Verbesserung der 
Teilhabe und Selbstbestimmung von Menschen mit Behinderungen in den Kommunen" statt-
gefunden hat, bei der, ihrer Ansicht nach, die Politik nur gering vertreten gewesen ist. Demge-
genüber war die Veranstaltung vielen anderen Ausschussmitgliedern wiederum nicht bekannt.      
 
Auf Nachfrage von Frau Dr. Perabo zum TOP Verschiedenes der vorhergehenden Sitzung er-
läutert Stadträtin Frau Dinnebier, dass der Fachbereich Kinder, Jugend & Familie mit dem Ver-
ein NEO e.V. in Kontakt steht, um Möglichkeiten der Kooperation auszuloten, und verweist 
darüber hinaus auf die Beantwortung einer diesbezüglichen, zwischenzeitlich gestellten Klei-
nen Anfrage.  
Oberbürgermeister Herr Dr. Spies ergänzt, dass der Verein NEO e.V. aus der Jugendarbeit 
des Arbeiter Samariter Bunds (ASB) als Träger Freier Jugendhilfe hervorgegangen ist, nach-
dem der Landkreis Marburg-Biedenkopf in der jüngeren Vergangenheit den seit den 80er Jah-
ren des vergangenen Jahrhunderts bestehenden Vertrag mit dem ASB gekündigt hat. NEO 
e.V. engagiert sich im Bereich der Sozialpädagogischen Familienhilfe (SPFH) und arbeitet 

4 von 28 in der Zusammenstellung



Seite: 3 von 5 

 

derzeit in Bestandsfällen.  
         
 

zu 3 Anträge der Fraktionen 

 

 

zu 3.1 Antrag der Fraktion Marburger Linke betr. Verbesserung der Situation auf 
den Lahnterassen 
Vorlage: VO/5871/2017 

 

Frau Bastian erläutert die Vorlage für die Antrag stellende Fraktion.  
 
Herr Severin berichtet den Anwesenden von einem Vorbereitungstreffen mit dem Ziel einer 
gemeinsamen Antragsformulierung und schlägt folgende Änderung des Antrags vor:  
 
Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen:  
 
Der Magistrat soll Gespräche mit den Einrichtungen und Geschäften im Bereich Marburg Mitte 
(insbesondere dem ASTA, dem Studentenwerk, den Geschäften in den beiden Erlenringzen-
tren) mit dem Ziel führen, dass diese durch Selbstverpflichtung zur Sicherheit und Befriedung 
in diesem Bereich beitragen.  
 
Die Infrastrukur im Bereich der Lahnwiesen soll weiter verbessert werden. Zur Vermeidung 
von Vermüllung sollen zusätzliche Abfall- und Glascontainer, sowie Behälter zur Entsorgung 
von Grillabfällen aufgestellt werden.  
 
Im Bereich der Lahnwiesen sollen außerdem Tafeln angebracht werden, die auf Regeln für die 
Nutzung des Geländes hinweisen.   
 
Frau Bastian ergänzt die vorgeschlagene Änderung um einen weiteren Absatz:  
 
Der Magistrat wird beauftragt, die vorgeschlagenen Maßnahmen auf ihre Wirkung hin zu be-
obachten. Darüber hinaus informiert er über die Situation an den Lahnterrassen und die sich 
dort aufhaltenden Gruppen. Er wird Kontakt zur Universität aufnehmen, um Untersuchungen 
zum Thema kennen zu lernen und zu initiieren.  
 
Frau Dr. Perabo berichtet aus der Beratung im Jugendhilfeausschuss; Frau Klusmann und 
Herr Rink berichten aus Kontakten mit dem Marburger Projekt Einsicht im Kontext von Angst-
räumen und Gewaltprävention.  
 
Der Ausgangsantrag und die Änderungsvorschläge werden ausführlichst im Ausschuss disku-
tiert.  
 

 
Nachdem die Fraktionen SPD, CDU und FDP/MBL ihren Beitritt zu dem so geänderten 
Antrag erklären, lässt der stellvertretende Vorsitzende über den geänderten Antrag ab-
stimmen:  
 
Der geänderte Antrag wird mit den Stimmen von Marburger Linke, SPD, CDU und 
FDP/MBL bei Enthaltung von B 90/Die Grünen ansonsten e i n s t i m m i g  zur An-
nahme empfohlen.   
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zu 3.2 Antrag der Fraktion Marburger Linke betr.: Keine weiteren Abschiebungen 
nach Afghanistan und Pakistan 
Vorlage: VO/6018/2017 

 

Frau Bastian erläutert die Vorlage für die Antrag stellende Fraktion.  
 
Frau Dr. Perabo beantragt, Ziff. 1 Satz 1 des Ausgangsantrags zu ändern und schlägt der An-
trag stellenden Fraktion vor, die Änderung zu übernehmen:  
 
1. Der Magistrat appelliert an die Bundesregierung, insbesondere an das Bundesaußenminis-
terium, die Lage der sicheren Herkunftsländer, insbesondere Afghanistans, neu zu beurteilen.  
  
Nach Diskussion dieses Änderungsantrags lehnt die Fraktion Marburger Linke die Übernahme 
der vorgeschlagenen Änderung ab.    
 
Frau Dr. Perabo beantragt daraufhin, die Ziffer 2 des Ausgangsantrags mit der folgenden Än-
derung zu formulieren:  
 
2. Die Stadtverordnetenversammlung fordert den Magistrat auf, auf das Land einzuwirken, die 
Handlungsspielräume nach § 25 Aufenthaltsgesetz weit zu fassen, um Abschiebungen auch 
nach Afghanistan und Pakistan zu verhindern.  
 
Der stellvertretende Vorsitzende lässt danach über den ersten Änderungsantrag (Ziff. 1 
Satz 1 des Ausgangsantrags) abstimmen:  
 
Dieser Änderungsantrag wird mehrheitlich mit den Stimmen von SPD, CDU und 
FDP/MBL gegen die Stimmen der Marburger Linke und gegen die Stimme von B 90/Die 
Grünen abgelehnt.   
 
Herr Severin beantragt dann die getrennte Abstimmung zu dem Ausgangsantrag mit 
dem zweiten Änderungsantrag:   
 
Ziffer 1 des Ausgangsantrags wird mit den Stimmen von Marburger Linke, SPD und  
B 90/Die Grünen gegen die Stimmen von CDU bei Enthaltung von FDP/MBL mehrheit-
lich zur Annahme empfohlen.  
 
Ziffer 2 des geänderten Antrags wird mehrheitlich mit den Stimmen von Marburger 
Linke, SPD und B 90/Die Grünen gegen die Stimmen von CDU und FDP/MBL zur An-
nahme empfohlen.  
 
Ziffer 3 des Ausgangsantrags wird mehrheitlich mit den Stimmen von SPD, CDU und 
FDP/MBL gegen die Stimmen der Marburger Linke und der Stimme von B 90/Die Grünen 
abgelehnt.    
 

zu 4 Kenntnisnahmen 

 

 

zu 4.1 Große Anfrage der SPD-Fraktion betr. Trennungskinder in Marburg 
Vorlage: VO/3868/2015 

 

Stadträtin Frau Dinnebiert erläutert aus der Beratung und Diskussion im Jugendhilfeausschuss 
und die Mitglieder des Ausschusses für Soziales, Jugend & Gleichstellung nehmen die Inhalte 
zur Kenntnis.  
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zu 4.2 Marburger Aktionsplan zur Stärkung der Teilhabe von Menschen mit Behin-
derung - Gesamtübersicht Umsetzungsprozess Anfang 2018 

 

Der stellvertretende Vorsitzende erläutert kurz zur Vorlage und die Mitglieder des Ausschus-
ses nehmen den Stand des Umsetzungsprozesses zur Kenntnis.  
 

zu 4.3 Bericht zum Antrag der Fraktion B90/Die Grünen betr. Förderung der Potenti-
ale älterer Menschen für ein aktives selbst-gestaltetes Leben und Unterstüt-
zung pflegebedürftiger älterer Menschen durch die Alternspolitik in Marburg 
Vorlage: VO/5903/2017-1 

 

Oberbürgermeister Herr Dr. Spies ergänzt den Bericht mündlich im Ausschuss. Das Thema 
"Erhebung von Bedarfen für den Bereich der Universitätsstadt Marburg" wird diskutiert und 
weitere Fragen beantwortet.  
 

 
 

zu 5 Verschiedenes 

 

Es liegen keine Themen zu diesem TOP vor.  
 

 
 
 
Marburg, 07.05.2018 
 
 
 
 
Dr. Hermann Uchtmann     Peter Schmidt  
Stv. Vorsitzender      Protokoll  
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Beschlussvorlage
Vorlagen-Nr.:
Status:
Datum:

VO/6223/2018
öffentlich
27.04.2018

Dezernat: I
Fachdienst: 10 - Personal-, Organisations- u. Beteiligungsmanagement
Sachbearbeiter/in: Marco Heilmann, Werner Meyer

Beratungsfolge:

Gremium Zuständigkeit Sitzung ist
Magistrat Kenntnisnahme Nichtöffentlich
Jugendhilfeausschuss Vorberatung Öffentlich
Ausschuss für Soziales, Jugend und Gleichstellung Vorberatung Öffentlich
Haupt- und Finanzausschuss Vorberatung Öffentlich
Stadtverordnetenversammlung Entscheidung Öffentlich

Marburger Ortsrecht - II. Nachtrag zur Kinderbetreuungssatzung und I. Nachtrag zur 
Kindertagespflegesatzung

Beschlussvorschlag:

Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgende Beschlüsse zu fassen:

1. Der beigefügte II. Nachtrag zur Satzung über die Benutzung von Kindertagesein-
richtungen (Kindergarten - Kindertagesstätte - Hort - Krippe - Familienzentrum) der 
Universitätsstadt Marburg – Kinderbetreuungssatzung – wird beschlossen.

2. Der beigefügte I. Nachtrag zur Satzung über die Betreuung von Kindern durch qua-
lifizierte Kindertagespflegepersonen mit einer Pflegeerlaubnis nach § 43 SGB VIII 
in der Universitätsstadt Marburg – Kindertagespflegesatzung – wird beschlossen.

Sachverhalt:

Bereits seit 2008 ist das 3. Kindergartenjahr vor der Einschulung für bis zu 5 Stunden täglich 
durch das Land Hessen freigestellt; dafür werden für jeweils einen Geburtsjahrgang 100 € je 
Kind und Monat pauschal erstattet. Das Land Hessen hat am 26. April 2018 eine Erweiterung 
beschlossen: Die Kommunen erhalten ab August 2018, also mit Beginn des neuen Kindergar-
tenjahres 2018/19, durch Landesförderung die Möglichkeit, den Besuch einer Kinderbetreu-
ungseinrichtung ab dem 3. Geburtstag bis zur Einschulung bis zu 6 Stunden täglich von El-
ternbeiträgen freizustellen. Dafür wird das Land pauschal für jedes Kind jeweils bezogen auf 
3 ½ Geburtsjahrgänge gem. den Stichtagszahlen des Hessischen Statistischen Landesamtes 
135,60 € pro Kind und Monat als Erstattung zahlen. Dieser Zuschuss wird für jedes Kind ab 3 
Jahre bis zur Einschulung gezahlt, unabhängig von der tatsächlichen Betreuungsdauer. Vor-
aussetzung ist, dass jede Betreuung bis 6 Stunden für diese Altersgruppe freigestellt wird. Da-
bei ist nicht zwingend, dass eine Mindestbetreuung von 6 Stunden angeboten wird, es kann 
also auch weiterhin die – immer weniger nachgefragte – Halbtagsbetreuung von bis zu 5 Stun-

zu TOP 3

8 von 28 in der Zusammenstellung



Ausdruck vom: 07.05.2018
Seite: 2/5

den täglich geben. Das Land will damit Familien stärken und von den Betreuungskosten ent-
lasten. 

Welche finanziellen Auswirkungen hat dies für Marburg? 
Die Auswirkungen schwanken jedes Jahr je nach Größe eines in Marburg gemeldeten Ge-
burtsjahrgangs. Für eine ungefähre Berechnung sind aktuell die relevanten Jahrgänge 2012-
2015 durchschnittlich 580 Kinder stark, dies legen wir einer Berechnung für 2018 und 2019 
zugrunde. Mittelfristig gehen wir aufgrund der Entwicklung der letzten drei Jahre von einer hö-
heren Jahrgangsstärke von 620 aus.

Danach erhält die Stadt Marburg in 2019 folgende „Beitragsersatzzahlung“ für die 6-stündige 
Freistellung:

580 Kinder x 3 ½ Jahrgänge x 135,60 € monatl. x 12 Monate = 3.303.216 €

Für das 3. beitragsfreie Kindergartenjahr bis 5 Stunden Freistellung, das sogenannte „BAM-
BINI-Jahr“, erhält die Stadt bislang bei 580 Kindern:

580 Kinder x 1 Jahrgang x 100 € monatl. x 12 Monate = 696.000 €

Die BAMBINI-Landesmittel entfallen zukünftig und gehen ab August 2018 in der weitergehen-
den Beitragsbefreiung auf. Insgesamt erhält die Stadt Marburg also rd. 2,6 Mio. € p.a. mehr 
für die Beitragsbefreiung vom Land als bisher. In 2018 wird dieser Betrag anteilig 5/12, also 
rd. 1.086.000 € betragen. 

Ab 2020 ist nach unserem aktuellen Kenntnisstand eine jährliche Dynamisierung des Landes-
zuschusses für die Beitragsbefreiung von 2% vorgesehen. Zusammen mit tendenziell höhe-
ren Kinderzahlen wird der Mehrzuschuss des Landes dann bei rd. 2,8 – 2,9 Mio. € liegen.

Einsparungen der Stadt Marburg:
Dieser Landeszuschuss, der ja ein Ersatz für wegfallende Elternbeiträge durch die Beitrags-
freistellung ist, wird den kommunalen Haushalt weder be- noch entlasten. Er reduziert in sei-
ner Höhe die Beitragseinnahmen der Stadt wie der freien Träger und gleicht diese aus. Da die 
Stadt Marburg aber – und dies unterscheidet uns von anderen kreisangehörigen Kommunen 
– als öffentlicher Jugendhilfeträger nach § 90 SGB VIII auch aus sozialen Gründen die Eltern-
beiträge in rd. 30% aller Fälle übernehmen muss, entstehen der Stadt jedes Jahr Kosten von 
rd. 1.1 Mio. €, die entweder durch Beitragsübernahmen bei Besuch von KiTas freier Träger 
oder durch Beitragsausfälle für eigene KiTas bedingt sind. Da der Landeszuschuss auch die 
Beiträge – bis 135,60 € – für die Fälle übernimmt, die bislang zu Lasten der Stadt Marburg gin-
gen, entstehen hier aktuell Einsparungen für die Stadt Marburg, und zwar rd. 30% der – in 
dem obigen Berechnungsbeispiel – 2.6 Mio. €, die das Land zusätzlich zu der bisherigen BAM-
BINI-Förderung für Beitragsfreistellung an die Stadt Marburg zahlt, also rd. 780.000 €. Dieser 
Betrag kann zu einer weiteren Entlastung der Eltern von KiTa-Beiträgen verwendet werden, 
ohne die Stadt Marburg zusätzlich zu belasten. 

Vorschlag für die Satzungsänderungen:

1.) Komplette Freistellung der Kindertagesbetreuung für Kinder ab 3 Jahre bis Schulein-
tritt

Legt man die aktuellen Marburger KiTa-Beiträge für die Kinder ab 3 Jahren bis Schuleintritt 
zugrunde und zieht davon den vom Land ab August 2018 gezahlten monatlichen Betrag von 
135,60 € ab, dann ergeben sich nach Maßgabe der Landesfreistellung folgende Zuzahlungen:

- Halbtagsplatz bis 5 Stunden freigestellt

zu TOP 3
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- Mittagsplatz bis 7 Stunden 135 €, keine Zuzahlung, da unterhalb des 
Landesbetrags

- Mittagsplatz bis 8 Stunden 143 €, Zuzahlung 7,40 €
- Ganztagsplatz bis 9 Stunden 158 €, Zuzahlung 22,40 €

Diese Zuzahlungen sind relativ gering und würden bei ihrer weiteren Erhebung nur zu gerin-
gen zusätzlichen Einnahmen führen. Eine komplette Freistellung der Kindertagesbetreuung 
ab 3 Jahre bis Schuleintritt, also der Verzicht auf diese Zuzahlungen, würde in der Summe zu 
Kosten von rd. 230.000 € (unter Berücksichtigung von bislang 30% Beitragsbefreiung gem. § 
90 SGB VIII, die von der Stadt getragen werden) führen. 

Mit der geänderten Satzung wird nun eine komplette Beitragsfreistellung, also nicht nur für 6 
Stunden, die direkt vom Land finanziert wird, sondern auch für die Ganztagsbetreuung für Kin-
der von 3 Jahre bis zum Schulbeginn, diese dann mit rd. 230.000 € der Einsparung von 
780.000 € finanziert. Eltern müssen dann nur noch den Beitrag für das Mittagessen und ggf. 
eine Bastelpauschale zahlen, auf die Zuzahlungen wird verzichtet.

Von der Beitragsbefreiung durch das Land werden unabhängig von weitergehenden Entschei-
dungen durch die Stadt Marburg alle rd. 2.100 Familien mit Kindergartenkindern entlastet. Mit 
der darüberhinausgehenden Befreiung einer Zuzahlung von Plätzen mit einer Betreuungsdau-
er über 6 Stunden werden rd. 1.200 dieser Familien durch die Stadt gem. dem vorliegenden 
Satzungsentwurf zusätzlich entlastet, da rd. 58% unserer KiTa-Plätze Ganztagsplätze mit ei-
ner Betreuung über 7 Stunden sind.

2.) Reduzierung der Elternbeiträge in Kindertagespflege, Krippen und Hortbetreuung
 
Die beiden Satzungsentwürfe für Kindertagesbetreuung wie auch für Kindertagespflege schla-
gen weiterhin eine Reduzierung der Elternbeiträge für Kindertagespflege, Krippen und Horte 
(sofern in Zuständigkeit der Jugendhilfe) vor. Ausgenommen bleibt der Hort „Bildungsstätte 
am Richtsberg“, der bereits in der alten Satzung mit einem Beitrag von 49 € als „schulnahe“ 
Betreuung eine Sonderstellung hatte und sich an den Beiträgen für Schulbetreuung in Zustän-
digkeit des FD Schule orientierte.

Sowohl der Entwurf der Kindertagespflegesatzung als auch der Kinderbetreuungssatzung 
schlagen folgende Beitragsreduzierungen vor:

bisher ab August 2018

Stufe 1 bis zu 25 Wochenstd.: 104 € 95 €
Stufe 2 25 bis zu 35 Wochenstd.: 135 € 125 €
Stufe 3 35 bis zu 40 Wochenstd.: 143 € 130 €
Stufe 4 40 bis unter 45 Wochenstd.: 158 € 142 €
Stufe 5 45 bis 50 Wochenstd.: 192 € 175 €

Von dieser Reduzierung profitieren insbesondere alle Familien mit Kindern unter 3 Jahren in 
Krippen und Kindertagespflege (Hort spielt in Trägerschaft der Jugendhilfe nur eine geringe 
Rolle), aktuell rd. 800 Kinder, perspektivisch deutlich mehr durch den U3-Ausbau. Diese Re-
duzierung bedeutet Mehrkosten in Höhe von rd. 160.000 € jährlich.

3.) Ausweitung der Einkommensgrenze für Beitragsermäßigung aus sozialen Gründen

Hessenweit werden durchschnittlich 50% des Einkommens oberhalb einer Bemessungsgren-
ze für die komplette Freistellung von Beiträgen für die Zahlung von Beiträgen angesetzt. Dies 
bedeutet: liegt eine Familie um 90 € über der Grenze für eine Freistellung, dann sind 45€ die-
ses Betrages für den KiTa-Beitrag zu zahlen. In Marburg wurde dieser Anteil in der aktuellen 
Satzung auf 40% gesenkt, in diesem Beispiel beträgt die Zuzahlung lediglich 36 €. Mit der vor-
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geschlagenen Satzung ab August 2018 soll dieser Anteil nochmals gesenkt werden auf 30%, 
so dass Familien in diesem Beispiel noch 27 € von den 90 € anrechenbares Einkommen ober-
halb der Bemessungsgrenze zahlen müssen. Welche Mehrkosten damit verbunden sind und 
wie viele Familien davon profitieren, können wir nicht genau beziffern, wir gehen – da aufgrund 
der kompletten Freistellung im KiTa-Bereich ja nur der Krippen- und Kindertagespflegebereich 
betroffen ist – von Mehrkosten von max. 20.000 € aus.

Zwischenrechnung: 
Einsparungen und Kosten der zusätzlichen Maßnahmen (auf der Basis 2019, aber auf Grund-
lage der aktuellen Beiträge 2018)

a.) Einsparungen 780.000 €

b.) Kosten

Komplettfreistellung KiTa 230.000 €

Reduzierung Krippe, Kindertagespflege 160.000 €

30% oberhalb Einkommensgrenze   20.000 €

Damit werden mit den beiden Satzungsentwürfen 410.000 € der Einsparungen aktuell an die 
Eltern weitergegeben, 370.000 € stehen noch zur Verfügung.

Aber: Die hier vorgeschlagenen Satzungsänderungen beanspruchen, auch langfristig eine 
Beitragsstruktur vorzuschlagen, die ausschließlich mit den durch die Landeszuschüsse für die 
Beitragsbefreiung eingesparten Mitteln, also ohne zusätzliche kommunale Gelder auskommt. 
Deshalb sind zwei Entwicklungen für die Zukunft zu berücksichtigen, die Auswirkungen auf die 
hier berechneten Kosten haben werden.

Weiterer Ausbau von Krippen und KiTas:
Die hier vorgelegten Berechnungen basieren auf dem aktuellen Stand der Kinderzahlen, Plät-
ze und Angebote. Der vorgesehene und durch die stärkeren Geburtenjahrgänge bedingte Aus-
bau an Betreuungsangeboten führt zwangsläufig auch zu weiteren Mehrkosten bei Einführung 
einer weitergehenden Gebührenbefreiung oder -reduzierung, da andernfalls für diese neuen 
Plätze höhere Einnahmen entstehen würden.

Vorgesehene Beitragserhöhung für 2019:
Die StVV hat in 2016 eine Beitragserhöhung in zwei Stufen beschlossen. Neben der vollzoge-
nen Erhöhung in 2017 sollte es in 2019 eine weitere Erhöhung geben, die durchschnittlich 15€ 
je Platz ausmachen würde. Realistischerweise muss in eine Berechnung der Kosten der in der 
Satzung vorgeschlagenen Beitragsstruktur diese zukünftige zumindest geplante Beitrags-
struktur einbezogen werden. Kalkuliert man diese 15 € ab 2019 ein, so würden die restlichen 
370.000 € weitgehend aufgebraucht. 

Die hier vorgelegten Satzungsentwürfe lassen daher Spielraum für die nächsten Jahre, ohne 
wieder jedes Jahr Beitragsanpassungen oder eine Rücknahme von Beitragsreduzierungen 
vornehmen zu müssen.

Die Geschwisterermäßigung wurde so angepasst, dass Voraussetzung ist, dass beide Ge-
schwisterkinder in einer beitragspflichtigen Betreuung sind. Ferner wurde die Satzung dahin-
gehend geändert, dass der Hauptwohnsitz und die Betreuung in einer Marburger Einrichtung 
Voraussetzung für die Geschwisterermäßigung ist. Auswärtige Eltern müssen ggf. vorhande-
ne Ansprüche auf Geschwisterermäßigung in der für sie zuständigen Wohnortgemeinde gel-
tend machen. 
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Die Stadtverordnetenversammlung der Universitätsstadt Marburg wird gebeten, die beiden 
beigefügten Nachträge durch Beschluss in Kraft zu setzen.

Dr. Thomas Spies Kirsten Dinnebier
Oberbürgermeister Stadträtin

Finanzielle Auswirkungen:
Bereits dargelegt.

Anlagen:
- II. Nachtrag zur Kinderbetreuungssatzung sowie eine Synopse mit der bisherigen 

Fassung und der Neufassung.
- I. Nachtrag zur Kindertagespflegesatzung sowie eine Synopse mit der bisherigen 

Fassung und der Neufassung.

zu TOP 3

12 von 28 in der Zusammenstellung



II. Nachtrag zur SATZUNG 
über die Benutzung von Kindertageseinrichtungen  

(Kindergarten - Kindertagesstätte - Hort - Krippe - Familienzentrum) 
 der Universitätsstadt Marburg 
- Kinderbetreuungssatzung - 

– Synopse – 

 

 
Derzeitige Fassung 

 

 
Entwurf Neufassung 

 
Erläuterungen 

 
§ 2 - Betreuungsgebühren 

 
(1) Für die Benutzung der städtischen Kinderta-

geseinrichtungen haben die gesetzlichen Ver-
treterinnen und Vertreter der Kinder Betreu-
ungsgebühren zu entrichten. Mehrere Gebüh-
renpflichtige haften als Gesamtschuldnerin-
nen und Gesamtschuldner. 

 
(2) Die Betreuungsgebühren für den Besuch 

einer städtischen Kindertageseinrichtung 
werden – mit Ausnahme des Kinderhortes 
„Bildungsstätte am Richtsberg“ (Abs. 4) – 
einheitlich für jede Kindertageseinrichtung 
unabhängig vom Alter des Kindes nach der 
Betreuungsdauer erhoben. 

 
 
 
(3)  Die monatlichen Gebühren betragen ab dem 

01.01.2017 je Kind für den Besuch einer 
städtischen Kindertageseinrichtung: 

 
 
 
 
 

 
§ 2 - Betreuungsgebühren 

 
(1) Für die Benutzung der städtischen Kinderta-

geseinrichtungen haben die gesetzlichen Ver-
treterinnen und Vertreter der Kinder Betreu-
ungsgebühren zu entrichten. Mehrere Gebüh-
renpflichtige haften als Gesamtschuldnerin-
nen und Gesamtschuldner.  

 
(2) Der Besuch einer Kindertageseinrichtung 

für Kinder ab dem vollendeten 3. Lebens-
jahr bis zum Schuleintritt ist kostenfrei. 
Diese Freistellung beginnt zum 1. des Mo-
nats, in dem das Kind das dritte Lebens-
jahr vollendet. Die Freistellung erfolgt un-
ter der Voraussetzung der Landesförde-
rung gem. § 32c Hessisches Kinderförde-
rungsgesetz (HessKiföG). 

 
(3) Die monatlichen Gebühren für den täglichen 

Besuch von Kindern unter 3 Jahre in 
Krippen oder alterserweiterten Gruppen in 
Kindertagesstätten sowie von Schulkin-
dern in Horten oder alterserweiterten 
Gruppen betragen je Kind für den Besuch 
einer städtischen Kindertageseinrichtung: 

 

 
 
 
Unverändert. 
 
 
 
 
 
 
Der Besuch einer Kindertageseinrich-
tung soll ab dem 01.08.2018 für Kinder 
ab dem vollendeten 3. Lebensjahr bis 
zum Schuleintritt – unabhängig von der 
wöchentlichen Betreuungszeit – kosten-
frei sein. 
 
 
 
 
Die Gebühren für die Betreuung von 
Kindern unter 3 Jahre in Krippen oder 
alterserweiterten Gruppen in Kinderta-
gesstätten sowie von Schulkindern in 
Horten oder alterserweiterten Gruppen 
sollen gesenkt werden. 
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Derzeitige Fassung 

 

 
Entwurf Neufassung 

 
Erläuterungen 

 
Gebührenstufe 1: 
wöchentliche Betreuungszeit bis zu  

            25 Stunden     104,00 € 
 
Gebührenstufe 2:  
wöchentliche Betreuungszeit mehr als  

            25 bis zu 35 Stunden              135,00 € 
 
Gebührenstufe 3: 

            wöchentliche Betreuungszeit mehr als  
35 bis zu 40 Stunden                143,00 € 

 
Gebührenstufe 4: 
wöchentliche Betreuungszeit mehr als  

           40 bis unter 45 Stunden   158,00 € 
 
Gebührenstufe 5: 
wöchentliche Betreuungszeit  

            45 bis 50 Stunden    192,00 € 
 

 Die Betreuungszeiträume zu den Gebühren-
stufen 1 bis 5 können innerhalb der aufge-
führten Stundenzahl in den verschiedenen 
Kindertageseinrichtungen variieren und wer-
den vom Fachdienst Kinderbetreuung für jede 
Einrichtung festgelegt. 

 
(4) Die monatlichen Gebühren betragen ab dem 

01.01.2017 je Kind für den Besuch des Kin-
derhortes „Bildungsstätte am Richtsberg“ mit 
einer wöchentlichen Betreuungszeit bis 25 
Stunden 49,00 €. 

 
 

 
Gebührenstufe 1: 
wöchentliche Betreuungszeit bis zu  

            25 Stunden       95,00 € 
 
Gebührenstufe 2:  
wöchentliche Betreuungszeit mehr als  

            25 bis zu 35 Stunden             125,00 € 
 
Gebührenstufe 3: 
wöchentliche Betreuungszeit mehr als  

            35 bis zu 40 Stunden             130,00 € 
 
Gebührenstufe 4: 
wöchentliche Betreuungszeit mehr als  
40 bis unter 45 Stunden   142,00 € 
 
Gebührenstufe 5: 
wöchentliche Betreuungszeit  

            45 bis 50 Stunden    175,00 € 
 

 Die Betreuungszeiträume zu den Gebühren-
stufen 1 bis 5 können innerhalb der aufge-
führten Stundenzahl in den verschiedenen 
Kindertageseinrichtungen variieren und wer-
den vom Fachdienst Kinderbetreuung für jede 
Einrichtung festgelegt. 

 
(4) Die monatlichen Gebühren betragen je Kind 

für den Besuch des Kinderhortes „Bildungs-
stätte am Richtsberg“ mit einer wöchentlichen 
Betreuungszeit bis 25 Stunden 49,00 €. 

 
 
 

 
Senkung der Gebühren in jeder Gebüh-
renstufe. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Unverändert. 
 
 
 
 
 
 
Die Datumsangabe „ab dem 
01.01.2017“ kann gestrichen werden. 
Die monatliche Gebühr bleibt unverän-
dert bei 49,00 €, da sich diese an den 
Beiträgen für die Schulbetreuung orien-
tiert. 
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Derzeitige Fassung 

 

 
Entwurf Neufassung 

 
Erläuterungen 

 
(5) Sofern städtische Kinderbetreuungseinrich-

tungen individuell buchbare Betreuungszeiten 
vor 7 Uhr oder nach 17 Uhr anbieten, wird bei 
Inanspruchnahme dieser ausgeweiteten Be-
treuungszeiten die Gebührenstufe 5 erhoben. 

 
 
(6) Die monatlichen Gebühren sind im Voraus  
            zum 1. eines Monats zu zahlen.  
 
(7) Die Gebühren sind sowohl während der 

Schließzeiten als auch bei Krankheit oder bei 
entschuldigtem bzw. unentschuldigtem Fern-
bleiben voll zu entrichten. 

 

 
(5) Sofern städtische Kinderbetreuungseinrich-

tungen für Kinder bis 3 Jahre oder Schul-
kinder individuell buchbare Betreuungszeiten 
vor 7 Uhr oder nach 17 Uhr anbieten, wird bei 
Inanspruchnahme dieser ausgeweiteten Be-
treuungszeiten die Gebührenstufe 5 erhoben. 

 
(6) Die monatlichen Gebühren sind im Voraus 
            zum 1. eines Monats zu zahlen.  
 
(7) Die Gebühren sind sowohl während der 

Schließzeiten als auch bei Krankheit oder bei 
entschuldigtem bzw. unentschuldigtem Fern-
bleiben voll zu entrichten. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
Unverändert. 
 
 
Unverändert. 
 
 

 
§ 3 - Ermäßigungen 

 
(1) Besuchen mehrere Kinder einer Familie Kin-

dertageseinrichtungen in kommunaler oder 
freier Trägerschaft der Jugendhilfe in der 
Universitätsstadt Marburg, so werden auf An-
trag und Nachweis die Gebühren für das 
zweite Kind auf 70 % und für das dritte Kind 
auf 50 % der jeweiligen Grundgebühr herab-
gesetzt. Für jedes weitere Kind werden keine 
Gebühren erhoben. Die Beträge werden auf 
volle Euro aufgerundet.  

 
 
 
 
 
 

 
§ 3 - Ermäßigungen 

 
(1) Besuchen mehrere Kinder einer Familie mit 

Marburger Hauptwohnsitz Kindertagesein-
richtungen in kommunaler oder freier Träger-
schaft der Jugendhilfe in der Universitätsstadt 
Marburg oder eine Kindertagespflege, so 
werden – sofern für diese Kinder Elternbei-
träge gem. § 2 Abs. 3 dieser Satzung er-
hoben werden – auf Antrag und Nachweis 
die Gebühren für das zweite Kind auf 70 % 
und für das dritte Kind auf 50 % der jeweili-
gen Grundgebühr herabgesetzt. Für jedes 
weitere Kind werden keine Gebühren erho-
ben. Die Beträge werden auf volle Euro auf-
gerundet.  

 
 

 
 

 
Eine Ermäßigung nach § 3 soll nunmehr 
lediglich für Kinder/Eltern möglich sein, 
die ihren Hauptwohnsitz in Marburg 
haben.  
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Derzeitige Fassung 

 

 
Entwurf Neufassung 

 
Erläuterungen 

 
(2) Ist die finanzielle Belastung durch Gebühren 

den Eltern oder dem Elternteil nicht zuzumu-
ten, wird die Gebühr auf Antrag gemäß den 
Bestimmungen des § 90 Abs. 3 und 4 SGB 
VIII ganz oder teilweise erlassen. Soweit das 
zu berücksichtigende Einkommen die Ein-
kommensgrenze gem. § 85 Sozialgesetzbuch 
Zwölftes Buch (SGB XII) übersteigt, sind 40 
% des über dieser Einkommensgrenze lie-
genden Einkommens für die Zahlung der Ge-
bühren einzusetzen. Die errechneten Beträge 
werden auf volle Euro auf- bzw. abgerundet. 

 
(3) Im letzten Jahr vor der Einschulung werden 

für einen Betreuungsplatz der Gebührenstufe 
1 keine Gebühren erhoben. Für einen Be-
treuungsplatz der Gebührenstufe 2 bis 5 re-
duzieren sich die Gebühren gem. § 2 Abs. 3 
um 100,00 € bzw. für ermäßigte Geschwis-
terkinder entsprechend max. bis zur Höhe 
von 100,00 €. Diese Freistellung bzw. Redu-
zierung erfolgt unter der Voraussetzung der 
Landesförderung gem. § 32 c Hessisches 
Kinderförderungsgesetz (HessKiföG). 

 
(4) Im Fall einer Zurückstellung eines schulpflich-

tigen Kindes von der Einschulung erfolgt 
auch für das dann folgende Kindergartenjahr 
eine entsprechende Gebührenreduzierung. 

 
 

 
(2) Ist die finanzielle Belastung durch Gebühren 

den Eltern oder dem Elternteil nicht zuzumu-
ten, wird die Gebühr auf Antrag gemäß den 
Bestimmungen des § 90 Abs. 3 und 4 SGB 
VIII ganz oder teilweise erlassen. Soweit das 
zu berücksichtigende Einkommen die Ein-
kommensgrenze gem. § 85 Sozialgesetzbuch 
Zwölftes Buch (SGB XII) übersteigt, sind 30 
% des über dieser Einkommensgrenze lie-
genden Einkommens für die Zahlung der Ge-
bühren einzusetzen. Die errechneten Beträge 
werden auf volle Euro auf- bzw. abgerundet. 

 

 

 
 
 
 
 
 
Von dem über der Einkommensgrenze 
liegenden Einkommen sollen für die 
Zahlung der Gebühren nunmehr ledig-
lich 30 %, anstatt wie bisher 40 % ein-
gesetzt werden müssen.   
 
 
 
Die Absätze 3 und 4 des § 3 – Ermäßi-
gungen – können komplett gestrichen 
werden, da diese die Ermäßigung bei 
einer Betreuung im letzten Jahr vor der 
Einschulung regeln, für das nun ohnehin 
keine Gebühren mehr erhoben werden 
sollen.  

                         
                        Stand: 07.05.2018 
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II. Nachtrag 

 
zur Satzung über die Benutzung von Kindertageseinrichtungen  

(Kindergarten - Kindertagesstätte - Hort - Krippe - Familienzentrum) 
der Universitätsstadt Marburg  
– Kinderbetreuungssatzung – 

 
 

Aufgrund der §§ 5, 19, 20, 50 Abs. 1 i. V. m. § 51 Nr. 6 der Hessischen Gemeindeordnung 
(HGO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 7. März 2005 (GVBl. I S. 142), zuletzt ge-
ändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 15. September 2016 (GVBl. S. 167), den Bestim-
mungen des Hessischen Kinder- und Jugendhilfegesetzbuches (HKJGB) vom 18. Dezember 
2006 (GVBl. I S. 698), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
18. Dezember 2017 (GVBl. S. 467), der §§ 1 bis 5a und 10 des Hessischen Gesetzes über 
kommunale Abgaben (KAG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 24. März 2013 
(GVBl. S. 134), geändert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 20. Dezember 2015 (GVBl. S. 
618) hat die Stadtverordnetenversammlung der Universitätsstadt Marburg in ihrer Sitzung 
am xx.xx.2018 folgenden II. Nachtrag zur Satzung über die Benutzung von Kindertagesein-
richtungen der Universitätsstadt Marburg beschlossen: 
 
 
 

I. 
 

1. In § 2 – Betreuungsgebühren – werden die Absätze 2, 3, 4 und 5 wie folgt neu gefasst:  
 
„(2) Der Besuch einer Kindertageseinrichtung für Kinder ab dem vollendeten 3. Lebens-

jahr bis zum Schuleintritt ist kostenfrei. Diese Freistellung beginnt zum 1. des Monats, 
in dem das Kind das dritte Lebensjahr vollendet. Die Freistellung erfolgt unter der Vo-
raussetzung der Landesförderung gem. § 32c Hessisches Kinderförderungsgesetz 
(HessKiföG). 

 
(3) Die monatlichen Gebühren für den täglichen Besuch von Kindern unter 3 Jahre in 

Krippen oder alterserweiterten Gruppen in Kindertagesstätten sowie von Schulkindern 
in Horten oder alterserweiterten Gruppen betragen je Kind für den Besuch einer städ-
tischen Kindertageseinrichtung: 

 
Gebührenstufe 1: 
wöchentliche Betreuungszeit bis zu 25 Stunden       95,00 € 
 
Gebührenstufe 2:  
wöchentliche Betreuungszeit mehr als 25 bis zu 35 Stunden  125,00 € 
 
Gebührenstufe 3: 
wöchentliche Betreuungszeit mehr als 35 bis zu 40 Stunden  130,00 € 
 
Gebührenstufe 4: 
wöchentliche Betreuungszeit mehr als 40 bis unter 45 Stunden   142,00 € 
 
Gebührenstufe 5: 
wöchentliche Betreuungszeit 45 bis 50 Stunden     175,00 € 

 
 Die Betreuungszeiträume zu den Gebührenstufen 1 bis 5 können innerhalb der auf-
geführten Stundenzahl in den verschiedenen Kindertageseinrichtungen variieren und 
werden vom Fachdienst Kinderbetreuung für jede Einrichtung festgelegt. 
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(4) Die monatlichen Gebühren betragen je Kind für den Besuch des Kinderhortes „Bil-

dungsstätte am Richtsberg“ mit einer wöchentlichen Betreuungszeit bis 25 Stunden 
49,00 €. 

 
(5) Sofern städtische Kinderbetreuungseinrichtungen für Kinder bis 3 Jahre oder Schul-

kinder individuell buchbare Betreuungszeiten vor 7 Uhr oder nach 17 Uhr anbieten, 
wird bei Inanspruchnahme dieser ausgeweiteten Betreuungszeiten die Gebührenstufe 
5 erhoben.“ 

 
 

2. In § 3 – Ermäßigungen – wird der Absatz 1 wie folgt neu gefasst: 
 

„(1) Besuchen mehrere Kinder einer Familie mit Marburger Hauptwohnsitz Kindertages-
einrichtungen in kommunaler oder freier Trägerschaft der Jugendhilfe in der Universi-
tätsstadt Marburg oder eine Kindertagespflege, so werden – sofern für diese Kinder 
Elternbeiträge gem. § 2 Abs. 3 dieser Satzung erhoben werden – auf Antrag und 
Nachweis die Gebühren für das zweite Kind auf 70 % und für das dritte Kind auf 50 % 
der jeweiligen Grundgebühr herabgesetzt. Für jedes weitere Kind werden keine Ge-
bühren erhoben. Die Beträge werden auf volle Euro aufgerundet.“  

 
 

3. In § 3 Abs. 2 wird die Zahl „40“ durch die Zahl „30“ ersetzt. 
 
 

4. In § 3 – Ermäßigungen – werden die Absätze 3 und 4 ersatzlos gestrichen. 
 
 
 
 

II. 
 

Dieser II. Nachtrag tritt am 1. August 2018 in Kraft. 
 
 
 
 
Marburg, den xx.xx.2018 
 
Der Magistrat  
der Universitätsstadt Marburg 
 
gez. 

 
Dr. Thomas Spies 
Oberbürgermeister 
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I. Nachtrag zur 
Satzung über die Betreuung von Kindern durch qualifizierte Tagespflegepersonen  

 mit einer Pflegeerlaubnis nach § 43 SGB VIII in der Universitätsstadt Marburg 
- Kindertagespflegesatzung - 

– Synopse –  
 

 
Derzeitige Fassung 

 

 
Entwurf Neufassung 

 
Erläuterungen 

§ 3  
Kostenbeiträge 

 
(1) Für die Erziehung, Bildung und Betreuung von 

Kindern bei qualifizierten Kindertagespflege-
personen nach § 1 Absatz 1, erhebt die Uni-
versitätsstadt Marburg folgende Kostenbeiträ-
ge, die den städtischen Kinderbetreuungsge-
bühren für vergleichbare Betreuungszeiten 
entsprechen: 

 
Die monatlichen Kostenbeiträge betragen je  
Kind für die 

 
Beitragsstufe 1:  
Kindertagespflege mit einer wöchentlichen 
Betreuungszeit bis zu 25 Stunden   

                                        104,00 € 
 
Beitragsstufe 2: 
Kindertagespflege mit einer wöchentlichen 
Betreuungszeit von mehr als 25 bis  

            zu 35 Stunden                135,00 € 
 

Beitragsstufe 3: 
Kindertagespflege mit einer wöchentlichen 
Betreuungszeit von mehr als 35 bis 
zu 40 Stunden                  143,00 € 

§ 3  
Kostenbeiträge 

 
(1) Für die Erziehung, Bildung und Betreuung von 

Kindern bei qualifizierten Kindertagespflege-
personen nach § 1 Absatz 1, erhebt die Uni-
versitätsstadt Marburg folgende Kostenbeiträ-
ge, die den städtischen Kinderbetreuungsge-
bühren für Kinder unter 3 Jahren und ver-
gleichbare Betreuungszeiten entsprechen: 

 
Die monatlichen Kostenbeiträge betragen je  
Kind für die 

 
Beitragsstufe 1:  
Kindertagespflege mit einer wöchentlichen 
Betreuungszeit bis zu 25 Stunden   

                                          95,00 € 
 
Beitragsstufe 2: 
Kindertagespflege mit einer wöchentlichen 
Betreuungszeit von mehr als 25 bis  

            zu 35 Stunden               125,00 € 
 

Beitragsstufe 3: 
Kindertagespflege mit einer wöchentlichen 
Betreuungszeit von mehr als 35 bis  

            zu 40 Stunden               130,00 € 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Kostenbeiträge entsprechen in 
ihrer Höhe den Betreuungsgebühren 
nach § 2 Abs. 3 der Kinderbetreu-
ungssatzung und sollen ebenfalls 
gesenkt werden. 
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Derzeitige Fassung 

 

 
Entwurf Neufassung 

 
Erläuterungen 

 
Beitragsstufe 4: 
Kindertagespflege mit einer wöchentlichen 
Betreuungszeit von mehr als 40 bis  
unter 45 Stunden               158,00 € 

 
(2) Sofern Kindertagespflegepersonen individuell 

buchbare Betreuungszeiten zwischen 6 und 7 
Uhr und/oder von 17 bis 20 Uhr anbieten, wird 
bei Inanspruchnahme dieser ausgeweiteten 
Betreuungszeiten pauschal eine Zuzahlung 
von 30,00 € monatlich zu den Kostenbeiträ-
gen der Gebührenstufen 1 bis 4 erhoben.  

 
(3) Zur Deckung der Verpflegungskosten wird ein 

monatliches Verpflegungsgeld festgesetzt, 
das zusätzlich zu den Kostenbeiträgen an die 
Universitätsstadt Marburg zu zahlen ist. Die 
Höhe des Verpflegungsgeldes darf die Aus-
gaben für die Bereitstellung der Verpflegung 
nicht überschreiten. Bei einer täglichen Be-
treuungsdauer über 5 Stunden wird ein Mit-
tagessen angeboten. 
 

(4) Abweichend von Absatz 3, Satz 1 können die 
Kindertagespflegepersonen mit den Eltern ein 
monatliches Verpflegungsgeld vereinbaren, 
das direkt von den Eltern an die Kindertages-
pflegeperson zu zahlen ist. Alle damit verbun-
denen Zahlungsmodalitäten regeln Kinderta-
gespflegeperson und Eltern untereinander. 
 
 
 

 
Beitragsstufe 4: 
Kindertagespflege mit einer wöchentlichen 
Betreuungszeit von mehr als 40 bis  

            unter 45 Stunden               142,00 € 
 

(2) Sofern Kindertagespflegepersonen individuell 
buchbare Betreuungszeiten zwischen 6 und 7 
Uhr und/oder von 17 bis 20 Uhr anbieten, wird 
bei Inanspruchnahme dieser ausgeweiteten 
Betreuungszeiten pauschal eine Zuzahlung 
von 30,00 € monatlich zu den Kostenbeiträ-
gen der Gebührenstufen 1 bis 4 erhoben.  

 
(3) Zur Deckung der Verpflegungskosten wird ein 

monatliches Verpflegungsgeld festgesetzt, 
das zusätzlich zu den Kostenbeiträgen an die 
Universitätsstadt Marburg zu zahlen ist. Die 
Höhe des Verpflegungsgeldes darf die Aus-
gaben für die Bereitstellung der Verpflegung 
nicht überschreiten. Bei einer täglichen Be-
treuungsdauer über 5 Stunden wird ein Mit-
tagessen angeboten. 
 

(4) Abweichend von Absatz 3, Satz 1 können die 
Kindertagespflegepersonen mit den Eltern ein 
monatliches Verpflegungsgeld vereinbaren, 
das direkt von den Eltern an die Kindertages-
pflegeperson zu zahlen ist. Alle damit verbun-
denen Zahlungsmodalitäten regeln Kinderta-
gespflegeperson und Eltern untereinander. 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
Unverändert. 
 
 
 
 
 
 
 
Unverändert. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Unverändert. 
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Derzeitige Fassung 

 

 
Entwurf Neufassung 

 
Erläuterungen 

 
(5) Die monatlichen Kostenbeiträge sowie ggf. 

das Verpflegungsgeld nach Absatz 3 sind im 
Voraus zum 1. eines Monats an die Universi-
tätsstadt Marburg zu zahlen. 

 
(6) Die Kostenbeiträge und die Beiträge für Ver-

pflegung sind sowohl während der betreu-
ungsfreien Tage der Kindertagespflegeperson 
als auch bei Krankheit oder bei entschuldig-
tem bzw. unentschuldigtem Fernbleiben des 
Kindes voll zu entrichten. Sie werden auf An-
trag und Vorlage eines Nachweises bei Er-
krankungen, die länger als 2 Wochen andau-
ern, für die Zeit ab dem 15. Erkrankungstag 
erstattet. 

 

 
(5) Die monatlichen Kostenbeiträge sowie ggf. 

das Verpflegungsgeld nach Absatz 3 sind im 
Voraus zum 1. eines Monats an die Universi-
tätsstadt Marburg zu zahlen. 

 
(6) Die Kostenbeiträge und die Beiträge für Ver-

pflegung sind sowohl während der betreu-
ungsfreien Tage der Kindertagespflegeperson 
als auch bei Krankheit oder bei entschuldig-
tem bzw. unentschuldigtem Fernbleiben des 
Kindes voll zu entrichten. Sie werden auf An-
trag und Vorlage eines Nachweises bei Er-
krankungen, die länger als 2 Wochen andau-
ern, für die Zeit ab dem 15. Erkrankungstag 
erstattet. 

 

 
Unverändert. 
 
 
 
 
Unverändert. 
 

 
§ 4  

Ermäßigungen 
 

(1) Werden mehrere Kinder einer Familie in Kin-
dertageseinrichtungen und/oder Kindertages-
pflege in der Universitätsstadt Marburg be-
treut,  

 
             
 
            so werden die Kostenbeiträge für das zweite 

Kind auf 70 % und für das dritte Kind auf 50 % 
der jeweiligen Kostenbeiträge herabgesetzt. 
Für jedes weitere Kind wird kein Kostenbeitrag 
erhoben. 
 

 
§ 4  

Ermäßigungen 
 

(1) Werden mehrere Kinder einer Familie mit 
Marburger Hauptwohnsitz in Kindertages-
pflege und/oder Kindertageseinrichtungen 
in der Universitätsstadt Marburg betreut, und 
ist für diese Betreuung ein Kostenbeitrag 
gem. § 3 Abs. 1 dieser Satzung bzw. gem.  
§ 2 Abs. 3 der Kinderbetreuungssatzung zu 
zahlen, so werden die Kostenbeiträge für das 
zweite Kind auf 70 % und für das dritte Kind 
auf 50 % der jeweiligen Kostenbeiträge her-
abgesetzt. Für jedes weitere Kind wird kein 
Kostenbeitrag erhoben. Die Beträge werden 
auf volle Euro aufgerundet. 
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Derzeitige Fassung 

 

 
Entwurf Neufassung 

 
Erläuterungen 

 
(2) Ist die finanzielle Belastung durch den Kos-

tenbeitrag den Eltern oder dem Elternteil nicht 
zuzumuten, wird die Gebühr auf Antrag ge-
mäß den Bestimmungen des § 90 Abs. 3 und 
4 SGB VIII ganz oder teilweise erlassen. So-
weit das zu berücksichtigende Einkommen die 
Einkommensgrenze gem. § 85 Sozialgesetz-
buch Zwölftes Buch (SGB XII) übersteigt, sind 
40 % des über dieser Einkommensgrenze lie-
genden Einkommens für die Zahlung der Ge-
bühren einzusetzen. Die errechneten Beträge 
werden auf volle Euro auf- bzw. abgerundet. 
 

(3) Die Voraussetzungen für Befreiungen und 
Erlasse nach den Absätzen 1 und 2 müssen 
jeweils beantragt und auf Nachfrage nachge-
wiesen werden. Änderungen, die Auswirkun-
gen auf den Anspruch von Ermäßigungen 
nach Absatz 1 und 2 haben können, müssen 
umgehend dem Fachdienst Kinderbetreuung 
der Universitätsstadt Marburg mitgeteilt wer-
den.  

 

 
(2) Ist die finanzielle Belastung durch den Kos-

tenbeitrag den Eltern oder dem Elternteil nicht 
zuzumuten, wird die Gebühr auf Antrag ge-
mäß den Bestimmungen des § 90 Abs. 3 und 
4 SGB VIII ganz oder teilweise erlassen. So-
weit das zu berücksichtigende Einkommen die 
Einkommensgrenze gem. § 85 Sozialgesetz-
buch Zwölftes Buch (SGB XII) übersteigt, sind 
30 % des über dieser Einkommensgrenze lie-
genden Einkommens für die Zahlung der Ge-
bühren einzusetzen. Die errechneten Beträge 
werden auf volle Euro auf- bzw. abgerundet. 
 

(3) Die Voraussetzungen für Befreiungen und 
Erlasse nach den Absätzen 1 und 2 müssen 
jeweils beantragt und auf Nachfrage nachge-
wiesen werden. Änderungen, die Auswirkun-
gen auf den Anspruch von Ermäßigungen 
nach Absatz 1 und 2 haben können, müssen 
umgehend dem Fachdienst Kinderbetreuung 
der Universitätsstadt Marburg mitgeteilt wer-
den.  

 

 
 
 
 
 
 
 
Von dem über der Einkommens-
grenze liegenden Einkommen sollen 
für die Zahlung der Gebühren nun-
mehr lediglich 30 %, anstatt wie bis-
her 40 % eingesetzt werden müs-
sen.   

 
Unverändert. 

 
 
 
 
 
 
 
 

 
                Stand: 27.04.2018
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I. Nachtrag 
 

zur Satzung über die Betreuung von Kindern durch qualifizierte  
Kindertagespflegepersonen mit einer Pflegeerlaubnis nach § 43 SGB VIII 

in der Universitätsstadt Marburg 
– Kindertagespflegesatzung – 

 
 

Aufgrund der §§ 5, 19, 20, 50 Abs. 1 i. V. m. § 51 Nr. 6 der Hessischen Gemeindeordnung 
(HGO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 7. März 2005 (GVBl. I S. 142), zuletzt ge-
ändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 15. September 2016 (GVBl. S. 167), den Bestim-
mungen des Hessischen Kinder- und Jugendhilfegesetzbuches (HKJGB) vom 18. Dezember 
2006 (GVBl. I S. 698), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
18. Dezember 2017 (GVBl. S. 467), des Sozialgesetzbuches (SGB) – Achtes Buch (VIII) – 
Kinder- und Jugendhilfe – (Artikel 1 des Gesetzes vom 26. Juni 1990, BGBl. I S. 1163) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 11. September 2012 (BGBl. I S. 2022), das zuletzt durch 
Artikel 10 Absatz 10 des Gesetzes vom 30. Oktober 2017 (BGBl. I S. 3618) geändert worden 
ist, der §§ 1 bis 5a und 10 des Hessischen Gesetzes über kommunale Abgaben (KAG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 24. März 2013 (GVBl. S. 134), geändert durch Artikel 6 
des Gesetzes vom 20. Dezember 2015 (GVBl. S. 618) hat die Stadtverordnetenversamm-
lung der Universitätsstadt Marburg in ihrer Sitzung am xx.xx.2018 folgenden I. Nachtrag zur 
Kindertagespflegesatzung der Universitätsstadt Marburg beschlossen: 
 
 
 

I. 
 

1. In § 3 – Kostenbeiträge – wird der Absatz 1 wie folgt neu gefasst: 
 
„(1) Für die Erziehung, Bildung und Betreuung von Kindern bei qualifizierten Kindertages-

pflegepersonen nach § 1 Absatz 1, erhebt die Universitätsstadt Marburg folgende 
Kostenbeiträge, die den städtischen Kinderbetreuungsgebühren für Kinder unter 3 
Jahren und vergleichbare Betreuungszeiten entsprechen: 

 
Die monatlichen Kostenbeiträge betragen je Kind für die 

 
Beitragsstufe 1:  
Kindertagespflege mit einer wöchentlichen 
Betreuungszeit bis zu 25 Stunden         95,00 € 

 
Beitragsstufe 2: 
Kindertagespflege mit einer wöchentlichen 
Betreuungszeit von mehr als 25 bis zu 35 Stunden    125,00 € 

 
Beitragsstufe 3: 
Kindertagespflege mit einer wöchentlichen 
Betreuungszeit von mehr als 35 bis zu 40 Stunden    130,00 € 

 
Beitragsstufe 4: 
Kindertagespflege mit einer wöchentlichen 
Betreuungszeit von mehr als 40 bis unter 45 Stunden   142,00 €“ 
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2. In § 4 – Ermäßigungen – wird der Absatz 1 wie folgt neu gefasst: 
 

„(1) Werden mehrere Kinder einer Familie mit Marburger Hauptwohnsitz in Kindertages-
pflege und/oder Kindertageseinrichtungen in der Universitätsstadt Marburg betreut, 
und ist für diese Betreuung ein Kostenbeitrag gem. § 3 Abs. 1 dieser Satzung bzw. 
gem. § 2 Abs. 3 der Kinderbetreuungssatzung zu zahlen, so werden die Kostenbei-
träge für das zweite Kind auf 70 % und für das dritte Kind auf 50 % der jeweiligen 
Kostenbeiträge herabgesetzt. Für jedes weitere Kind wird kein Kostenbeitrag erho-
ben. Die Beträge werden auf volle Euro aufgerundet.“ 

 
 

3. In § 4 Abs. 2 wird die Zahl „40“ durch die Zahl „30“ ersetzt. 
 
 
 
 

II. 
 

Dieser I. Nachtrag tritt am 1. August 2018 in Kraft. 
 
 
 
 
Marburg, den xx.xx.2018 
 
Der Magistrat  
der Universitätsstadt Marburg 
 
gez. 

 
Dr. Thomas Spies 
Oberbürgermeister 

zu TOP 3

24 von 28 in der Zusammenstellung



Ausdruck vom: 30.04.2018
Seite: 1/2

Fraktionsantrag
Vorlagen-Nr.:
Status:
Datum:

VO/6219/2018
öffentlich
24.04.2018

Antragstellende Fraktion/en: B90/Die Grünen

Beratungsfolge:

Gremium Zuständigkeit Sitzung ist
Stadtverordnetenversammlung Entscheidung Öffentlich
Magistrat Stellungnahme Nichtöffentlich
Ausschuss für Soziales, Jugend und Gleichstellung Vorberatung Öffentlich
Stadtverordnetenversammlung Entscheidung Öffentlich

Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die GRÜNEN betr.: Hessisches Ausführungsgesetz 
zum Bundesteilhabegesetz

Beschlussvorschlag:

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen:

Der Magistrat wird beauftragt:

1. sich beim Landtag und der Landesregierung Hessen dafür einzusetzen, dass
a) noch vor der Landtagswahl im Herbst 2018 ein hessisches Ausführungsgesetz zum 

Bundesteilhabegesetz (BTHG) verabschiedet wird, damit fristgerecht zum 1.1.2020 
alle neuen Bestimmungen des BTHG umgesetzt werden können,

b) der LWV auf der Grundlage des Lebensabschnittsmodells für die Aufgaben der 
Eingliederungshilfe für das mittlere Lebensalter und die Nacherwerbszeit / das Alter 
zuständig wird und die kommunalen Träger für die Phase der Kindheit und Jugend,

c) im Hessischen Ausführungsgesetz eine verlässliche und lokal verankerte Kooperation 
zwischen dem LWV, den jeweiligen Kreisen und Kreis freien Städten, anderen Reha-
Trägern und örtlichen Leistungserbringern und Leistungsempfängern gesetzlich 
vorgesehen ist,

2. sich gegenüber dem Hessischen Städtetag und in Verbindung mit dem Landkreis Marburg-
Biedenkopf auch gegenüber den anderen beiden kommunalen Spitzenverbänden dafür 
einzusetzen, dass diese die unter 1 formulierte Position teilen und gegenüber der 
Landesregierung und dem Landtag aktiv vertreten,

3. in Vorbereitung auf eine solche gesetzliche Regelung im Ausführungsgesetz gemeinsam 
mit dem Landkreis Marburg-Biedenkopf ein arbeitsfähiges Koordinationsgremium (bei dem 
möglichst auch schon der LWV beteiligt sein soll, wie auch die Freien Träger der 
Behindertenhilfe, die Arbeitsverwaltung, die Jugendhilfe, Vertreter der behinderten 
Menschen usw.) zu initiieren,
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a) das über ausreichende Kompetenzen für die individuelle Beratung und die 
Leistungsplanung für die im Kreis lebenden Menschen mit Behinderung verfügt, 

b) das Zugang hat zu den Grundlagen für eine sozialräumliche Planung und Koordination 
der bedarfsorientierten Angebote für selbstbestimmtes Leben und Teilhabe und 

c) so zusammengesetzt ist, dass auch die Übergänge im Lebenslauf, die erforderlichen 
sozialräumlichen Strukturen der Pflege und die notwendigen Beratungskompetenzen 
in den Blick genommen werden können.

Begründung:

Nachdem eine Reihe von Kreis freien und Sonderstatus-Städten nicht mehr am Beschluss des 
Hessischen Städtetags festhalten, wonach die Zuständigkeit für die Eingliederungshilfe nach 
dem BTHG bei den Kommunen liegen sollte, sondern bereit sind, dem LWV diese Aufgaben 
im Rahmen des Lebensabschnittmodell zuzuweisen, besteht die Chance, das hessische 
Ausführungsgesetz noch vor der Wahl zu beschließen. Dies ist umso wichtiger, weil die 
Umsetzung aller Regelungen des BTHG ab dem 1.1.2020 erfolgen soll, der Zeitraum dafür 
also inzwischen sehr kurz ist. Außerdem müssen auch rechtzeitig die lokalen Strukturen für 
die Umsetzung geschaffen/organisiert werden müssen.

Das BTHG ruft viel Kritik hervor, es greife zu kurz und vernachlässige wichtige Maßnahmen. 
Die öffentliche Diskussion darüber, wie auch die Diskussion in Hessen, ob die Kommunen 
oder der LWV zuständig sein sollen, haben allerdings dafür gesorgt, dass die Themen‚ Teil-
habe und Eingliederung von behinderten Menschen eine größere öffentliche Aufmerksamkeit 
bekamen. Diese Aufmerksamkeit sollte genutzt werden, um wenigstens die nach dem BTHG 
möglichen Maßnahmen für den Aufbau guter Lebensbedingungen vor Ort optimal zu gestal-
ten. Dazu ist neben der geforderten inhaltlichen Gestaltung des hessischen Ausführungsge-
setzes auch das von Stadt und Kreis gemeinsam zu schaffende Koordinationsgremium erfor-
derlich, das verantwortlich und arbeitsfähig möglichst gute Lebensbedingungen für behinderte 
MitbürgerInnen und mit ihnen gestaltet.

Dr. Christa Perabo Dr. Karsten McGovern
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Fraktionsantrag
Vorlagen-Nr.:
Status:
Datum:

VO/6242/2018
öffentlich
04.05.2018

Antragstellende Fraktion/en: Marburger Linke

Beratungsfolge:

Gremium Zuständigkeit Sitzung ist
Magistrat Stellungnahme Nichtöffentlich
Ausschuss für Soziales, Jugend und Gleichstellung Vorberatung Öffentlich
Haupt- und Finanzausschuss Vorberatung Öffentlich
Stadtverordnetenversammlung Entscheidung Öffentlich

Antrag der Fraktion Marburger Linke betr. Integration Geflüchteter in kommunale Ver-
waltungen

Beschlussvorschlag:

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen:

Der Magistrat der Stadt Marburg sucht Kontakt zu ver.di und bekundet die Bereitschaft zur 
Teilnahme am ver.di-Projekt „Gute betriebliche und berufliche Integration von Geflüchteten in 
kommunalen Betrieben und Verwaltungen“ (https://betriebliche-integration.de/projekt).

Der Magistrat unterrichtet die Stadtverordnetenversammlung regelmäßig über den Fortgang 
des Projekts.

Begründung:

Nur durch eine berufliche Integration geflüchteter Menschen kann Integration gesamtgesell-
schaftlich gelingen. Gerade der Öffentliche Dienst erfüllt hier eine Vorbildfunktion und die Uni-
versitätsstadt Marburg bekräftigt mit der Teilnahme ihre große Solidarität mit geflüchteten 
Menschen.

Das von ver.di gestartete Projekt läuft bereits seit 2016 und ist bis Herbst 2020 finanziert. Min-
destens 3 von 10 Kommunen bzw. kommunalen Betrieben habe ihre Teilnahme am Projekt 
bereits zugesagt, darunter die Wirtschaftsbetriebe Duisburg, der Kommunalservice Jena und 
der Abfallwirtschaftsbetrieb Münster.

In Marburg gibt es bereits Erfahrungen zur Einstiegsqualifizierung für Geflüchtete, an die an-
geknüpft werden kann und die zum Teil zu Ausbildungen geführt haben. Die entsprechenden 
Fachdienste arbeiten an Projekten zur beruflichen Integration Geflüchteter im Rahmen der 
Verwaltung. Insofern bietet Marburg günstige Voraussetzungen, an dem ver.di-Projekt teilzu-
nehmen.
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Die Kontaktaufnahme erfolgt über die ver.di-Bundesverwaltung, Ansprechpartnerin ist Frau 
Renate Sternatz (030 / 69562230 bzw. renate.sternatz@verdi.de).

Renate Bastian Roland Böhm
Jan Schalauske Jonathan Schwarz
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